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Initiative "Wissenschaft gegen TTIP" fordert Stopp der Verhandlungen über
transatlantisches Freihandelsabkommen und spricht sich gegen CETA und

TiSA aus

• Zusammenschluss von über 120 Ärztinnen und Wissenschaftlerinnen warnt vor Risiken der
Freihandelsabkommen für das Gemeinwohl

• Appell an Bundeskanzlerin Angela Merkel und Europäische Kommission

• Wissenschafts- und Bildungsstandort Deutschland in Gefahr

Die Initiative "Wissenschaft gegen DIP" fordert die Bundesregierung und die europäische
Kommission eindringlich auf, die Verhandlungen über das geplante transatlantische
Freihandelsabkommen DIP zu beenden und den Ratifizierungsprozess für CETAzu stoppen.

Beim Pressegespräch in Berlin warnt das interdisziplinäre Bündnis erneut vor den Gefahren der
Freihandelsverträge für Demokratie, Wissenschaft und Rechtstaatlichkeit sowie vor der Bedrohung
des europäischen Vorsorgeprinzips und fordert stattdessen Maßnahmen für eine zukunftsfähigere
Entwicklung der Gesellschaft.

In der Initiative "Wissenschaft gegen DIP" haben sich über 120 Ärztinnen und Wissenschaftlerinnen
der verschiedensten Fachdisziplinen vereint. Das gemeinsame Anliegen: Der Stopp der DIP und CETA
Verhandlungen sowie die Forderung nach einer verantwortungsvollen Politik.

Prof. Dr. Dr. Karl-Franz Kaltenborn, Arzt und Erziehungswissenschaftler sowie Initiator des
Bündnisses: "Die Zunahme von Übergewicht und Adipositas schon bei Kindern, von Allergien und
chronischen Krankheiten, von bestimmten Krebserkrankungen, von Resistenzen gegen in der
Massentierhaltung eingesetzte Antibiotika, von krebserregenden Pestiziden in der Muttermilch zeigt,
wir müssen umsteuern: Die Interessen und Rechte der Bürgerinnen und Bürger als Verbraucher
müssen gestärkt werden, nicht die Macht der Großkonzerne. DIP, CETA und TISA würden - etwa
über die demokratie- und verfassungswidrige regulatorische Kooperation und den geplanten
Investorenschutz - die ohnehin vielfach unzureichenden Standards im Umwelt-, Gesundheits- und
Sozialbereich noch mehr gefährden."

Prof. Dr. Andreas Fisahn, Hochschullehrer für öffentliches Recht: "Bei Umwelt- und
Verbraucherstandards folgen die USA und Europa unterschiedlichen Philosophien: auf der einen
Seite ein strenges Haftungsregime, also ein Nachsorgeregime, auf der anderen Seite (EU) der
Vorsorgegrundsatz. Beide haben für sich ihre Vor- und Nachteile, aber wenn man sie verbindet oder
mischt, ist zu erwarten, dass die Schutzrechte auf der Strecke bleiben."

Prof. Dr. Axel Flessner, Jurist: "Der Investorenschutz nach der Art von DIP und CETA liegt quer zu
den Verfassungsregeln über die Amts- und Staatshaftung, über die Demokratie und über die
hoheitliche Handlungsmacht in der EU und Deutschland, und das deutlich. Es ist seltsam, dass bisher



weder Brüssel noch Berlin in ihren offiziellen Verlautbarungen auf diese offensichtliche Querlage
eingegangen sind und diese deshalb auch noch nicht in den allgemeinen Medien behandelt worden
ist."

Frau Prof Dr. Eva Walther, Sozialpsychologin: "Die weitgehend geheim verhandelten Abkommen
DIP und CETA und die regulatorische Kooperation unterminieren den Rechtsstaat, verletzen unser
Demokratieverständnis und erschüttern das Vertrauen in die Politik. Mangelndes Vertrauen in
Rechtstaat und Politik erzeugt Unsicherheit und stellt einen Risikofaktor dar, der zu Extremismus und
Radikalisierung beitragen kann."

Prof. Dr. Christoph Scherrer, Ökonom und Politologe: "Selbst die von den Befürwortern des DIP in
Auftrag gegebenen wirtschaftswissenschaftlichen Prognosen zu den Arbeitsplatzgewinnen fallen
gering aus, im Bestfall 181.000 Arbeitsplätze innerhalb von ca. 12 Jahren bei einem Gesamtbestand
von derzeit 41,5 Mio. Arbeitsplätzen. Diese geringen und letztlich ungewissen Arbeitsplatzaussichten
können die Risiken des DIP für Demokratie und Gemeinwohl nicht aufwiegen. f(

Die Beiträge aus der Wissenschaft gegen DIP wurden in einem E-book gesammelt
(http://www.kritik-freihandelsabkommen.de/?page id=48).

Bereits im Juli 2014 hatte die Initiative in einem Offenen Brief an Bundeskanzlerin Angela Merkel
(http://www.kritik-freihandelsabkommen.de/?page id=16) die Forderung nach einem
Verhandlungsstopp erhoben und aufgrund der Risiken die Bundeskanzlerin aufgefordert: "Frau
Bundeskanzlerin, das Grundgesetz verpflichtet Sie, Schaden vom deutschen Volk abzuwenden: Wir
appellieren an Sie! Tun Sie dies für uns, unsere Kinder und Kindeskinder."
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